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~ Corona Pandemie 

Univ.-Professor Dr. Heinz Kußmaul, Dr. Chantal Naumann, StB, und 
Anna Schumann, M.Sc. 

Hilfsmaßnahmen aufgrund der Corona-Pandemie 
- Übersichtliche Darstellung ausgewählter Maßnahmen -

Aufgrund der Corona-Pandemie wurde das in der Ge­
schichte der Bundesrepublik Deutschland bislang größte 
Hilfspaket auf den Weg gebracht. Dieser Beitrag stellt 
zahlreiche Hilfsmaßnahmen im steuerlichen, finanziel­
len und sozialen Bereich sowie in Bezug auf das Insol­
venzrecht dar, die bis zum 24.4.2020 ergangen sind. 
Zudem erleichtert die grafische Darstellung der einzel­
nen Inhalte einen Gesamtüberblick über die breit ge­
streuten Maßnahmenpakete. 

I. Einleitung 
Die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben inzwischen 
Einzug in alle Lebensbereiche gehalten. Neben der Gefähr­
dung der Gesundheit und den Einschränkungen sozialer 
Kontakte sowie des gesamten Alltags ist der Arbeitsplatz 
häufig nur beschränkt zugänglich oder gar bedroht und die 
privaten Finanzen sind zum Teil durch Kurzarbeit, weniger 
Aufträge oder Aktienabstürze betroffen. Mit einer Aufhe­
bung der medizinisch notwendigen Einschränkungen ist 
zeitnah nicht zu rechnen, weshalb ein Aufrechterhalten der 
Wirtschaft Dreh- und Angelpunkt zur Sicherung des Ar­
beits- und Finanzmarktes ist. Auf Europäischer Ebene sowie 
auf Bundes- und Landesebene wurden daher zur Stabilisie­
rung der Wirtschaft und Sicherung der Existenz der Bürger 
bereits zahlreiche Bilfsmaßnahmen durch Gesetze, Richtli­
nien, Verwaltungsanweisungen und Mitteilungen umge­
setzt; weitere Maßnahmen werden folgen. 

Der vorliegende Beitrag gewährt einen Einblick in ausge­
wählte Maßnahllen im steuerlichen, finanziellen, sozialen 
sowie insolvenzrechtlichen Bereich, um den Leser durch 
den Dschungel an Maßnahmen zu begleiten. Der Beitrag 
strukturiert sich anhand des in Abb. I dargestellten Gesamt­
überblicks ausgewählter Hilfsmaßnahmen. 

11. Steuerliche Hilfsmaßnahmen 
1. Verfahrensrecht 
a) Zinslose Steuerstundung1 

Mit dem Schreiben vom 19.3.2020 hat das BMF eine zinslo­
se Steuerstundung von drei Monaten2 im Bereich der 
Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer für nach­
weislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steu­
erpflichtige4 angeordnet.5 Der für das Vorliegen der erhebli­
chen Härte aus persönlichen Gründen notwendige Nachweis 
der Stundungsbedürftigkeit und -würdigkeit6 kann unter 

stark vereinfachter Darstellung der Verhältnisse erfolgen. 
Seitens des Finanzamtes sind die Anträge für bis zum 
31.12.2020 fällige oder fällig werdende Steuern demnach 
wohlwollend zu prüfen; sofern Anträge spätere Zeiträume 
betreffen, sind diese besonders zu begründen. Eine in der 
Regel zinslose Stundung soll zudem auch für zahlreiche bis 
zum 31.12.2020 fällige oder fällig werdende Verbrauch- und 
Verkehrsteuern gewährt werden. 7 

Eine Stundung für Abzugsteuern - wie bspw. der Lohn- oder 
Kapitalertragsteuer - ist hingegen nach § 222 Satz 3-4 AO 
explizit ausgeschlossen. 

Aufgrund fehlender Anweisungen für Stundungsanträge der 
Gewerbesteuer bleibt zu hoffen, dass die jeweils zuständige 
Kommune der Situation entsprechend eine unkomplizierte 
Genehmigung für betroffene Steuerpflichtige ermöglicht. 

b) Vollstreckungsverzicht und Erlass von 
Säumniszuschlägen8 

Sofern der Steuerpflichtige unmittelbar und nicht unerheb­
lich von der Corona-Pandemie betroffen ist, hat das BMF 
bis zum 31.12.2020 eine Aussetzung der Vollstreckungs­
maßnahmen (§§ 249ff. AO) für die Einkommen-, Körper­
schaft- und Umsatzsteuer sowie9 für den Solidaritätszu­
schlag, die Kirchen- und Lohnsteuer angeordnet. Zudem 

Vgl. BMF, 19.3.2020 - IV A 3 - S 0336/19/10007 :002, BStBI. I 
2020,26l. 

2 Vgl. BMF, FAQ "Corona" Steuern, Stand: 24.4.2020, abrufbar unter 
https:/ /www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikell 
ThemeniSteuern/2020-04-0 1-FAQ_ Corona_Steuern_Anlage.pdf?_ 
blob=publicationFile&v=14 (Abruf: 30.4.2020, Datum gilt für alle 
Links). 

3 Während Stundungsanträge zur Umsatzsteuer bisher meist mit der Be­
gründung abgelehnt wurden, dass die Umsatzsteuer ein durchlaufender 
Posten sei, wurde diese strenge Sichtweise mit dem Ziel einer Liquidi­
tätssicherung bei betroffenen Unternehmen nun zwischenzeitlich ausge­
setzt; vgl. Langer, KMLZ Newsletter 10/2020 vom 24.3.2020, abrufbar 
unter https://www.kmlz.de/de/Umsatzsteuer/NewslettecI0_2020. 

4 Der Nachweis, dass ein Steuerpflichtiger unmittelbar und nicht unerheb­
lich betroffen ist, muss den Finanzbehörden durch plausible Angaben 
dargelegt werden, aus denen hervorgeht, dass die Corona-Pandemie 
schwerwiegende negative Auswirkungen auf seine wirtschaftliche Si­
tuation hat; vgl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2). 

5 V gl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2). 
6 Vgl. zur StundungsbedÜTftigkeit und -würdigkeit Fritsch, in: Koenig 

(Hrsg.), Kommentar zur AO, 3. Aufl. 2014, § 222, Rn. 25 ff. 
7 Vgl. https://www.zoll.de/DElFachthemeniZoelle/Coronakrise/Steuern/ 

Massnahmen-zur-Milderung-wirtschaftlicher-Schaedenlmassnahmen­
zur-milderung-wirtschaftlicher-schaeden_node.html. 

8 Vgl. BMF, 19.3.2020 - IV A 3 - S 0336119110007 :002, BStBl. I 
2020,26l. 

9 Im Rahmen der FAQ des BMF wurde der Anwendungsbereich erweitert; 
vgl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2). 
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kann in diesen Fällen auch auf die Erhebung von Säumnis­
zuschlägen nach § 240 AO verzichtet werden, die im Zeit­
raum vom 19.3.2020 bis zum 31.12.2020 verwirkt wurden. 

c) Anpassung der Vorauszahlungen und pauschaler 
Verlustrücktrag 

Die nach § 164 Abs. 1 Satz 2 AO unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung stehenden Festsetzungen der Vorauszahlungen 
für 2020 sollen bei Kenntnis geänderter Verhältnisse 
entsprechend Abs. 2 geändert werden. 10 Dies betrifft die An­
passung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Kör­
perschaftsteuerll sowie - insb. bei Anpassung dieser Voraus­
zahlungen - auch die Herabsetzung des Gewerbesteuermess­
betrags12 als Grundlage zur Anpassung der Gewerbesteuer­
Vorauszahlungen durch die Kommunen nach § 19 Abs. 3 
Satz 4 GewStG. 

Im Falle absehbarer Verluste für 2020 soll für die Einkom­
menß und Körperschaftsteuer sowie für die anfallenden 
Annexsteuern - die Kirchensteuer und den Solidaritätszu­
schlag - nicht nur eine Anpassung der Vorauszahlungen für 
2020 auf 0 €, sondern auch eine nachträgliche Herabsetzung 
und dadurch Erstattung der bereits geleisteten Vorauszah­
lungenfür 2019 ermöglicht werden. 14 Um diese Liquiditäts­
unterstützung zu erhalten, müssen Unternehmen einen Ver­
lustrücktrag15 in 2019 nach § IOd Abs. 1 Satz 1 EStG bean­
tragen. 16 Dieser soll pauschal in Höhe von 15 % der 
maßgeblichen Einkünfte17 ermittelt werden, die der Festset­
zung der Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt wur­
den, maximal jedoch 1 Mio. € bzw. bei Zusammenveranla­
gung 2 Mio. €.18 

Eine weitere Regelung besteht19 für die Umsatzsteuer-Son­
dervorauszahlungen zur Gewährung der Dauerfristverlänge­
rung nach § 47 Abs. 1 UStDV Zur Liquiditätsverbesserung 
betroffener Unternehmen kann diese Sondervorauszahlung 
auf Antrag für das Jahr 2020 teilweise oder vollständig her­
abgesetzt bzw. können bereits gezahlte Sondervorauszah­
lungen zurückgezahlt werden. 

Alle Regelungen zur Anpassung von Vorauszahlungen sol­
len selbstverständlich nur Steuerpflichtige erfassen, die un­
mittelbar und nicht unerheblich betroffen sind. 

d) Fristverlängerung 
Einzelne Bundesländer verlängern die Abgabefrist für Steu­
ererklärungen in steuerlich beratenen Fällen nach § 149 
Abs. 3 AO für den Veranlagungszeitraum 2018 auf (rückwir­
kenden) Antrag oder sogar allgemein.20 

Sollte in steuerlich nicht beratenen Fällen die Abgabe für 
den Veranlagungszeitraum 2019 bis zum 31.7.2020 auf­
grund der Corona-Pandemie nicht möglich sein, muss eine 
entsprechende Fristverlängerung nach § 109 Abs. 2 AO 
beim Finanzamt beantragt und einzeln geprüft werden. 

Zudem hat das BMF am 23.4.202021 angeordnet, eine maxi­
mal zweimonatige Fristverlängerung für Lohnsteuer-An­
meldungen auf Antrag nach § 109 Abs. 1 AO zu genehmi­
gen, wenn der Antragsteller selbst oder der damit Beauf­
tragte nachweislich auf grund der Corona-Pandemie und 
somit unverschuldet an der pünktlichen Übermittlung ge­
hindert war. 
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2. Ertragsteuerrecht 
a) Homeoffice 
Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG ist der Werbungskos­
tenabzug für ein häusliches Arbeitszimmer nur möglich, 
wenn kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Da 
derzeit viele Arbeitsplätze aus Gründen des Infektions­
schutzes oder auf grund behördlicher Anweisung geschlos­
sen oder nur eingeschränkt nutzbar sind, begründen viele 
Arbeitnehmer für diesen zeitlich begrenzten Zeitraum ein 
häusliches Arbeitszimmer. Voraussetzung ist jedoch wei­
terhin, dass ein abgeschlossener Raum vorliegen muss, der 
(in dieser Zeit) zu maximal 10% privat genutzt wurde.22 

Sofern zur Verringerung des Infektionsrisikos die Zahl der 
Anwesenden am Arbeitsplatz durch einzelne Tage im 
Homeoffice lediglich reduziert wurde und die wesent­
lichen Handlungen weiterhin am Arbeitsplatz erfolgen, 
bildet dieser den Mittelpunkt der Tätigkeit und der Wer­
bungskostenabzug ist auf 1250 €23 beschränkt.24 Bildet je­
doch das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt, da 
von dort die gesamte Tätigkeit oder zumindest der inhalt­
liche Schwerpunkt der Tätigkeit durchgeführt wird, ist der 
Abzug in unbegrenzter Höhe möglich. 

Neben diesem positiven steuerlichen Effekt kann die Ar­
beit im Homeoffice jedoch auch unerwünschte steuerliche 
Folgen haben, wenn Grenzpendler, die normalerweise täg-

10 Von einer Festsetzung nachträglicher Vorauszahlungen ist bei unmittel­
bar und nicht unerheblich Betroffenen zudem abzusehen; bei den FAQ 
des BMF wurde der Anwendungsbereich erweitert; vgl. BMF, FAQ "Co­
rona" Steuern (Fn. 2). 

11 Vgl. BMF, 19.3.2020 - IV A 3 - S 0336119/10007 :002, BStBl. I 
2020,261. 

12 V gl. gleich lautender Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder 
vom 19.3.2020, BStBl. 12020, 281; vgl. auch § 19 Abs.3 Satz3 
GewStG. 

13 Der Verlustrücktrag ist nur bei Gewinneinkünften oder Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung möglich. 

14 Vgl. BMF, 24.4.2020, IV C 8 - S 2225/20/10003 :010, BStBl. 12020, 
496. 

15 Vgl. Kußmaul, Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, 8. Aufl. 2020, 
S. 231 f. 

16 Der Antrag auf Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2020 kann mit 
dem Antrag auf pauschalen Verlustrücktrag in 2019 verbunden werden. 

17 Sofern höhere rücktragsfähige Verluste erwartet werden, können diese 
durch Einreichung detaillierter Unterlagen berücksichtigt werden. 

18 In der späteren tatsächlichen Veranlagung für 2019 kannjedoch ein Ver­
lustrücktrag aus 2020 erst berücksichtigt werden, wenn dieser bereits 
veranlagt wurde. Somit wird aus der Veranlagung für 2019 in der Regel 
zunächst eine Nachzahlung resultieren. Diese Nachzahlung wird jedoch 
auf Antrag bis einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids für 
2020 - unter dem Vorbehalt der Zinsfestsetzung und dem Widerruf -
zinslos gestundet, sofern der Betroffene weiterhin mit einem Verlust für 
2020 aufgrund der Corona-Pandemie rechnet. 

19 Vgl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2), Stand: 6. 5. 2020. 
20 Vgl. bspw. in Bayern auf Antrag bis zum 31. 5.: https:llwww. 

stmfh. bayern. de/internetl stmfl aktuelles/pressemitteilungenl24161/inde 
x.htrn; Ber1in auf Antrag sowie einem großzügigen Verfahren: https:11 
www.berlin.de/senlfinanzenlsteuernlinformationen-fuer-steuerzah1er-I 
artike1.91 0208.php; Hessen allgemein (zunächst) bis zum 31. 5.: https:11 
wirtschaft.hessen.de/sites/defaultlfi1es/media/hmdf/faq_zum_thema_ 
steuern_6._apriL2020.pdf. 

21 Vgl. BMF, 23.4.2020 - IV A 3 - S 0261120110001 :0005, BStBl. I 2020, 
474. 

22 Vgl. BFH, 27.7.2015 - GrS 1114, BStBl. 11 2016,265; BFH, 22.3.2016-
VIII R 10112, BStBl. 11 2016,881; BMF, 6.10.2017 - IV C 6 - S 21451 
0711002 :017, BStBl.I 2017, 1320. 

23 Dieser Betrag wird pro Wirtschaftsjahr gewährt und ist nicht zeitanteilig 
zu kürzen; vgl. BMF, 6.10.2017 - IV C 6 - S 2145107/1002 :017, 
BStBl. 12017,1320, Rn. 22. 

24 Für die Beurteilung ist die qualitative Beurteilung ausschlaggebend, 
während der quantitativen Beurteilung lediglich indizielle Bedeutung 
zukommt; vgl. BMF, 6.10.2017 - IV C 6 - S 2145107/1002 :017, 
BStBl. 12017, 1320, Rn. 9ff. 
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lich von ihrem Wohnsitz in einen anderen Staat zur Arbeit 
pendeln, nun vermehrt im Homeoffice arbeiten. Durch die 
Überschreitung einer im Doppelbesteuerungsabkommen 
bestimmten Anzahl an Tagen, an denen der Tätigkeitsort 
im anderen Staat nicht aufgesucht wird und die Arbeit im 
Ansässigkeitsstaat ausgeübt wird, kann es zu einem (teil­
weisen) Wechsel des Besteuerungsrechts kommen. Dieser 
Wechsel ist grundsätzlich in den Doppelbesteuerungsab­
kommen von Deutschland mit Luxemburg, den Niederlan­
den und Österreich vorgesehen. Um in dieser Ausnahme­
situation keine steuerlich nachteiligen Folgen zu erzielen, 
hat Deutschland mit diesen Staaten zeitlich befristete Son­
derregelungen getroffen,25 die dazu führen, dass auf grund 
der Corona-Pandemie im Homeoffice verbrachte Arbeits­
tage als im Tätigkeitsstaat verbrachte Arbeitstage fingiert 
werden. 

b) Steuerfreie Arbeitgeberleistungen26 

Leisten Arbeitgeber im Zeitraum zwischen dem 1.3.2020 
und dem 31.12.2020 zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn27 Zahlungen bis zu einem Betrag von 1500 € 
(Freibetrag), werden diese nach § 3 Nr. 11 EStG steuerfrei 
gestellt, sofern die Leistungen im Lohnkonto aufgezeichnet 
wurden. 

Nach R 3.11 Abs. 1 Satz 1 LStR muss diese Zahlung eine 
Unterstützung sein, die "dem Anlass nach gerechtfertigt" 
ist. Diese Voraussetzung darf laut BMF-Schreiben auf grund 
der aktuellen Situation allgemein unterstellt werden. Zudem 
legt das Schreiben fest, dass die zusätzlich geforderten Vo­
raussetzungen nach R 3.11 Abs. 2 Satz 2 LStR nicht vorlie­
genmüssen. 

c) Begründung inländischer Ban- oder 
Montagebetriebsstätten 

Für ausländische Unternehmen resultiert das Überschreiten 
der Frist von sechs Monaten nach § 12 AO bzw. der nach 
demjeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen festgelegten 
Frist grundsätzlich in der Begründung einer inländischen 
Bau- oder Montagebetriebsstätte und den hiermit verbunde­
nen steuerlichen Folgen.28 Sofern eine durch Corona be­
dingte Unterbrechung von über zwei Wochen zu einem 
Abziehen der Arbeitnehmer führt und die Besteuerung des 
Unternehmens sowie der Arbeitnehmer im anderen Staat si­
chergestellt ist, hemmt diese Unterbrechung die Frist, damit 
den Unternehmen durch diese Zwangs situation keine Nach­
teile entstehen. 29 

3. Zoll und Umsatzsteuer 
Die Einfuhr von Medizinprodukten und Schutzausrüstun­
gen30 aus Drittländern wird - zunächst befristet :für den 
Zeitraum vom 30.1.2020 bis zum 31.7.2020 - von Zöl­
len3! und der Umsatzsteuer32 befreit, um eine schnellere 
und leichtere Verfügbarkeit zu ermöglichen. Die Einfuhr 
muss dabei von oder im Auftrag von staatlichen Organisa­
tionen, staatlich anerkannten Organisationen oder Hilfsor­
ganisationen zum Schutz von erkrankten, bedrohten oder 
an der Bekämpfung beteiligten Personen erfolgen.33 Auf­
grund der Harmonisierung des Zoll- und Umsatzsteuer­
rechts34 mussten die entsprechenden Anträge aller Mit­
gliedstaaten sowie des Vereinigten Königreiches auf euro-

päischer Ebene durch die Kommission am 3.4.2020 
genehmigt werden. 35 

National ist zudem darauf hinzuweisen, dass das BMF36 an­
geordnet hat, bei unentgeltlicher Bereitstellung von medizi­
nischem Bedarf und unentgeltlichen Personalgestellungen 
für medizinische Zwecke an Eimichtungen, die einen unver­
zichtbaren Einsatz zur Bewältigung der Corona-Pandemie 
leisten (insb. Krankenhäuser, Kliniken, Arztpraxen, Ret­
tungsdienste, Pflege- und Sozialdienste, AIters- und Pflege­
heime sowie Polizei und Feuerwehr), von der Besteuerung 
dieser unentgeltlichen Wertabgabe bis zum 31.12.202037 ab­
zusehen.38 

4. Anreize zur Unterstützung von Betroffenen 
a) Nachweis für Spendenabzug39 

Für den Spendenabzug nach §§ lOb, 34g EStG,40 § 9 Abs. 1 
Nr. 2 KStG und § 9 Satz 1 Nr. 5 GewStG4! ist eine Zuwen­
dungsbestätigung i. S. d. § 50 EStDV nachzuweisen.42 Bei 
Spenden zum Zwecke der Unterstützung während der Coro­
na-Pandemie wird zukünftig der vereinfachte Zuwendungs­
nachweis über einen Bareinzahlungsbeleg oder eine Bu­
chungsbestätigung des Kreditinstituts nach § 50 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStDV genügen.43 Die Spendensum­
me ist zudem nicht begrenzt. Voraussetzung ist, dass die 

25 Vgl. Verständigungsvereinbanmg zwischen der Bnndesrepublik 
Deutschland nnd dem Großherzogtum Luxemburg vom 3.4.2020, 
BStBl. I 2020, 475; Konsultationsvereinbarung zwischen der Bnndesre­
publik Deutschland nnd dem Königreich der Niederlande vom 6.4.2020, 
BStBl. I 2020, 477; Konsultationsvereinbarung zwischen der Bundesre­
publik Deutschland nnd der Republik Österreich vom 15.4.2020, BStBI. 
I 2020 480. 

26 Vgl. BMF, 9.4.2020 ~ IV C 5 ~ S 2342/20/10009 :001, BStBl. I 2020, 
503. 

27 Vgl. zur aktuellen Diskussion um das Zuständigkeitskriterium BFH, 
1.8.2019 ~ VI R 32/18, BStBl. II 2020, 106 sowie den Nichtanwen­
dungserlass des BMF vom 5.2.2020 ~ IV C 5 ~ S 2334/19/10017 :002, 
BStBl. I 2020, 222. 

28 V gl. Delarber, Steuerliche Einflüsse auf die grenzüberschreitende Be­
triebsstättenbesteuerung, 2015, S. 35ff., 102ff. 

29 V gl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2); vgl. allgemein zur Hemmnng 
der Frist Koenig, in: Koenig (Hrsg.), Kommentar zur AO, 3. Aufl. 2014, 
§ 12,Rn. 35. 

30 Hierunter sollen insb. Masken, SchutzausTÜstung, Testkits und Beat­
mnngsgeräte fallen; vgl. Europäische Kommission, Pressemitteilnng 
vom 3.4.2020, abrufbar nnter https://ec.europa.eu/germany/newsI20 
200403-einfuhr-medizinischer-ausruestung-aus-nicht-eu-Iaendern~de. 

31 Grundlage stellen die Art. 74ff. VO(EG) 118612009 vom 16.11.2009. 
32 Grundlage stellen die Art. 51 ff. RL2009/132/EGvom 19.10.2009. 
33 Vgl. Europäische Kommission, Beschluss (EU) 2020/491 vom 3.4.2020, 

ABI. L 103I, C(2020) 2146, Art. 1. 
34 V gl. stellvertretend Naumann, Harmonisiertes Mehrwertsteuersystem, 

2019, S. 15 ff. 
35 Vgl. Europäische Kommission, Beschluss (EU) 2020/491 vom 3.4.2020, 

ABI. L 103I, C(2020) 2146. 
36 Vgl. BMF, 9.4.2020 ~ IV C 4 ~ S 2223/19/10003 :003, Tz. VII, BStBl. I 

2020,498. 
37 Vgl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2). 
38 Grundsätzlich erfolgt durch § 3 Abs. Ib nnd 9a UStG eine Gleichstel­

Inng mit entgeltlichen Leistungen. 
39 Vgl. BMF, 9.4.2020 ~ IV C 4 ~ S 2223/19/10003 :003, Tz. I, BStBI. I 

2020,498. 
40 Vgl. Kußmaul, Steuern, 3. Aufl. 2018, S. 81 f. 
41 V gl. allgemein zu den körperschaft- nnd gewerbe steuerlichen Vorschrif­

tenKußmaul, Steuern, 3. Aufl. 2018, S. 150f. 
42 V gl. zur Geltung des § 50 EStDV für das Körperschaftsteuerrecht 

Drüen, in: HermanniHeuer/Raupach (Hrsg.), Kommentar zum EStG/ 
KStG, Stand: Februar 2020, § 9 KStG, Rn. 37; zur Geltung für das Ge­
werbesteuerrecht Schnitter, in: FrotscherlDTÜen (Hrsg.), Kommentar 
zum KStG/GewStGlUmwStG, Stand: März 2020, § 9 GewStG, Rn. 190. 

43 Vgl. BMF, 9.4.2020 ~ IV C 4 ~ S 2223/19/10003 :003, Tz. I, BStBl. I 
2020,498. 



Spende auf ein Sonderkonto44 einer inländischen juris­
tischen Person des öffentlichen Rechts, einer inländischen 
öffentlichen Dienststelle oder eines amtlich anerkannten in­
ländischen Verbands der freien Wohlfahrtspflege einschließ­
lich seiner Mitgliedsorganisationel). eingezahlt wird. Der 
Nachweis muss auf Verlangen der Finanzbehörde vorgelegt 
sowie bis zum Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe der 
Steuerfestsetzung aufbewahrt werden.45 

b) Spende des Arbeitslohns und der 
Aufsichtsratsvergütung46 

Aus Billigkeits- und Vereinfachungs gründen wird es Arbeit­
nehmern ermöglicht, Teile ihres Arbeitslohns oder ihres an­
gesammelten Wertguthabens durch den Arbeitgeber direkt 
auf ein Spendenkonto überweisen zu lassen. Der Verzicht zu­
gunsten einer Einrichtung i. S. d. § lOb Abs. I Satz 2 EStG 
ist schriftlich vom Arbeitnehmer zu erklären und zu doku­
mentieren oder im Lohnkonto aufzuzeichnen. Der nicht aus­
gezahlte Arbeitslohn wird als steuerfrei belassener Lohn­
anteil nicht in der Lohnbescheinigung aufgenommen, darf 
daher jedoch auch nicht als Spende im Rahmen der Einkom­
mensteuerveranlagung angesetzt werden. 

Ebenso können Aufsichtsratsmitglieder vor Fälligkeit oder 
Auszahlung ihrer Auftichtsratsvergütung zugunsten einer 
Spende auf diese verzichten. Auch hier führt der Verzicht 
dazu, dass der gespendete Teil der Vergütung steuerfrei be­
lassen wird. Ungeachtet dieser Verwendung gilt für die Kör­
perschaft weiterhin das Abzugsverbot für die Hälfte der ge­
samten Aufsichtsratsvergütungen nach § 10 Nr. 4 KStG. 

c) Steuerbegünstigte Körperschaften47 

Entgegen § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO werden Körperschaften auch 
ohne entsprechende Änderung der Satzung weiterhin Steu­
erbegünstigungen gewährt, wenn sie Mittel über eine Spen­
denaktion zur Hilfe von Betroffenen der Corona-Pandemie 
erhalten und diese entsprechend verwenden.48 Darunter fal­
len bspw. die finanzielle Unterstützung betroffener Personen 
und Einrichtungen sowie Unterstützungsmaßnahmen von 
körperlich Hilfsbedfuftigen,49 nicht jedoch Unterstützungen 
an Unternehmen, Selbstständige oder Hilfsfonds der Kom­
munen. Ebenso ist die Verwendung bereits vorhandener fi­
nanzieller MittePO (auch als Spende an entsprechende 
steuerbegünstigte Körperschaften) sowie die Überlassung 
von Personal oder Räumlichkeiten zur Bewältigung der 
Auswirkungen der Corona-Pandemie für die Steuerbegüns­
tigung der Körperschaft unschädlich. 

Sofern begünstigte Körperschaften mit gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken (§ 5 Abs.l Nr.9 
KStG i.Y.m. §§ 51-69 AO) ihr Personal, ihre Räumlichkei­
ten, Sachmittel oder andere Leistungen entgeltlich zur Ver­
fUgung stellen, um bei der Bewältigung der Auswirkungen 
der Corona-Pandemie zu helfen, stellen diese Einnahmen 
- unabhängig vom eigenen Stiftungszweck - einen nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 KStG nicht körperschaftsteuerpflichtigen 
Zweckbetrieb i. S. d. § 65 AO dar. 51 Diese Einstufung als 
Zweckbetrieb i. S. d. § 65 AO führt auch umsatzsteuerlich zu 
einer Begünstigung, da die Umsätze - sofern die umsatz­
steuerbaren Umsätze nicht steuerbefreit sind - dem ermä­
ßigten Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG unterliegen. 52 
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Umsatzsteuerlieh liegen mit der Überlassung von Sachmit­
teIn, Räumen sowie Arbeitnehmern grundsätzlich umsatz­
steuerbare und -pflichtige Umsätze vor. Das BMF ermög­
licht hier jedoch eine umsatzsteuerJreie Überlassung, wenn 
sowohl Leistungserbringer als auch Leistungsempfanger 
Unternehmer sind, die nach § 4 Nr. 14, 16, 18,23 oder 25 
UStG steuerfreie Umsätze ausfUhren. Überlassen sich bspw. 
Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime, Wohlfahrtsverbän­
de oder Versorgungseinrichtungen für Jugendliche unterei­
nander Leistungen im Zusammenhang mit der Bekämpfung 
der Corona-Pandemie, so gelten diese Umsätze als mit ihren 
originären Umsätzen eng verbunden und sind somit umsatz­
steuerfrei. Überlässt oder bezieht hingegen ein vorsteuerab­
zugsberechtigtes Unternehmen solche Leistungen, greift 
diese spezielle Befreiung nicht. 53 

Sofern steuerbegünstigten Organisationen bis zum 31.12. 
2020 Verluste im Rahmen ihres wirtschaftlichen Geschäfts­
betriebs oder ihrer Vermögensverwaltung auf grund der Co­
rona-Pandemie entstehen, dürfen sie diese mit Mitteln des 
ideellen Bereichs sowie Gewinnen aus ihren Zweckbetrie­
ben, ihrer Vermögensverwaltung oder ihrem wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieb ausgleichen, ohne die Steuerbegüns­
tigung zu verlieren. 

Ebenfalls unschädlich für nach § 5 Abs. I Satz 1 Nr. 9 KStG 
steuerbegünstigte Körperschaften ist die Verwendung der 
Mittel für die Aufstockung des KurzarbeitergeIdes aller Ar­
beitnehmer bis zu einer Höhe von 80% des bisherigen Ent­
gelts. 

44 Die Sonderregehllgen nach § 50 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b und 
Abs. 5 EStDV sind anzuwenden; vgl. BMF, 9.4.2020 - IV C 4 - S 2223/ 
19/10003 :003, Tz. I, BStBl. 12020,498. 

45 V gl. § 50 Abs. 8 EStDV. 
46 Vgl. BMF, 9.4.2020 - IV C 4 - S 2223/19/10003 :003, Tz. V und VI, 

BStBl. I 2020, 498. 
47 Vgl. BMF, 9.4.2020 - IV C 4 - S 2223/19/10003 :003, Tz. II, III, VII 

und VIII, BStBl. I 2020, 498. 
48 Grundsätzlich ist es gemeinnützigen Körperschaften nur gestattet, ihre 

Mittel für die in der Satzung festgeschriebenen Zwecke zu verwenden. 
Sofern Unterstützungen an von der Corona-Pandemie Betroffene geleis­
tet werden, müsste die Satzung "wohl insb. die satzungsmäßige Förde­
rung des öffentlichen Gesundheitswesens, des Wohlfahrtswesen oder die 
Förderung mildtätiger Zwecke" entlJalten; vgl. ImberglPotthoff, NWB 
Online-Beitrag vom 23.4.2020. 

49 Ausreichend ist auch die Verwendung des Geldes als Spende an Körper­
schaften, die entsprechende Zwecke verfolgen. Voraussetzung ist, dass 
die begünstigte Institution in der Zuwendungsbestätigung auf die 
Sonderaktion für Corona-Betroffene hinweist; vgl. BMF, 9.4.2020 -
IV C 4 - S 2223/19/1 0003 :003, Tz. II, BStBl. 12020,498. 

50 Dies könnten bspw. Mittel sein, die aufgrund einer ausdrücklichen 
Zweckbestimmung (zweckgebundene Spenden oder Projektrücklagen) 
eigentlich gebunden sind; vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen, 
Stiftungsengagement in der Corona-Krise, Stand: 14.4.2020, abrufbar 
unter https://www.stiftungen.org/fileadmin/stiftungen_org/PresselFak 
tenblaetterlFaktenblatt-Corona.pdf. 

51 Vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen, Stiftungsengagement in der 
Corona-Krise (Fn. 50). 

52 Vgl. Heuermann, in: Sölch/Ringleb, Kommentar zum UStG, Stand: 
März 2020, § 12, Rn. 630. 

53 Sofern bspw. ein Krankenhaus Personal, Räumlichkeiten oder Arbeit­
nehmer an ein vorsteuerabzugsberechtigtes Unternehmen überlässt, er­
geben sich hieraus keinerlei nachteilige Folgen. Das Krankenhaus führt 
Umsatzsteuer ab und das Unternehmen erhält spiegelbildlich einen Vor­
steuerabzug. Sofern jedoch ein vorsteuerabzugsberechtigtes Unterneh­
men solche Leistungen an ein Krankenhaus überlässt, ist Umsatzsteuer 
zu erheben. Das Unternehmen führt diese Umsatzsteuer ab, das Kran­
kenhaus kann jedoch bei gestiegenem Rechnungsbetrag keinen Vorsteu­
erabzug geltend machen. 
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d) Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen54 

Die Zuwendung von unentgeltlichen Leistungen an unmit­
telbar und nicht unerheblich negativ betroffene Geschäfts­
partner zum Zwecke der Aufrechterhaltung der Geschäfts­
beziehungen wird in voller Höhe zum Betriebsausgaben­
abzug zugelassen. Ebenso werden Zuwendungen von 
Wirtschafts gütern oder sonstigen betrieblichen Nutzungen 
und Leistungen an unmittelbar und nicht unerheblich ge­
schädigte bzw. mit der Bewältigung befasste Unternehmen 
und Einrichtungen zum Betriebsausgabenabzug zugelas­
sen. 

Das Abzugsverbot nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG 
kommt hier - sofern es sich nicht um Geldbeträge handelt 
- aus Billigkeitsgründen nicht zur Anwendung. Spiegel­
bildlich ist die Zuwendung beim Empfanger als Betriebs­
einnahme gern. § 6 Abs. 4 EStG mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. 

III. Finanzielle Hilfsmaßnahmen 
1. Zuschüsse 
a) Soforthilfen55 

Zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz und zur Über­
brückung von akuten Liquiditätsengpässen gewährt der 
Bund56 finanzielle Soforthilfen (Zuschüsse57) von bundes­
weit bis zu 50 Mrd. €. Diese können von Kleinstunterneh­
men, Solo-Selbstständigen und Angehörigen der freien 
Berufe mit maximal zehn Beschäftigten in Anspruch ge­
nommen werden, wenn sich das Unternehmen in wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten befindet und diese nicht bereits vor 
März 2020 bestanden haben, sondern auf den Folgen der Co­
rona-Pandemie beruhen. 

Bei Erfüllung dieser Voraussetzung wird bei maximal fünf 
Beschäftigten eine Einmalzahlung von bis zu 9000 € und 
bei maximal zehn Beschäftigten von bis zu 15000 € ge­
währt. Diese Einmalzahlung dient der Deckung der lau­
fenden Sach- und Finanzaufwendungen von drei Monaten. 
Sofern der Vermieter die Miete um mindestens 20% redu­
ziert, soll dem Antragsteller daraus kein Nachteil entste­
hen, sodass er einen ggf. nicht ausgeschöpften Zuschuss 
für die Deckung der Aufwendungen zweier weiterer Mo­
nate einsetzen darf. 

b) Betriebswirtschaftliche Beratung58 

Mit Wirkung zum 3.4.2020 wurde die bestehende Rahmen­
richtlinie zur Förderung von unternehmerischem Know-how 
um eine, zunächst bis zum 21.12.2020 begrenzte, Corona­
Sonderregelung erweitert. Durch diese soll die betriebswirt­
schaftliehe Beratung von KMU59 vorübergehend in größe­
rem Umfang unterstützt werden. Innerhalb des angegebenen 
Zeitraums werden die in Rechnung gestelltenförderungsfä­
higen Beratungskosten, zu denen auch die Beratungsleis­
tungen eines Steuerberaters gehören, zu 100 % bezuschusst, 
wobei der Höchstbetrag bei 4000 € liegt. 60 

2. Kredite61 

a) KtW-Fördermaßnahmen 
Um die Unternehmensfortführung während der Corona­
Pandemie zu unterstützen, steht seit März 2020 das bis zum 

31.12.2020 befristete ,,KjW-Sonderprogramm 2020"62 zur 
Verfügung, das durch verbesserte Konditionen einen er­
leichterten Kreditzugang gewährt. Dieses Sonderprogramm 
ist dabei unterteilt in das "Sonderprogramm für junge und 
etablierte Unternehmen" und das "Sonderprogramm zur Di­
rektbeteiligung für Konsortialfinanzierungen". 

Das Sonder programm für junge und etablierte Unternehmen 
wird selbst wiederum durch zwei unterschiedliche Kredite 
umgesetzt. Befindet sich das Unternehmen weniger als fünf 
Jahre am Markt, so kann es den ,,ERP-Gründerkredit - Uni­
versell"63 beantragen, andernfalls den ,,KjW-Unternehmer­
kredit"64. Beide Kredite gelten für Anschaffungen sowie für 
laufende Kosten und können bis zu 1 Mrd. € betragen, wobei 
sie bei Kreditbeträgen von maximal 25 Mio. € der Höhe 
nach zusätzlich begrenzt sind auf: 

25 % des Jahresumsatzes von 2019 oder 
das Doppelte der Lohnkosten von 2019 oder 
den aktuellen Finanzierungsbedarf für die nächsten 18 
Monate bei KMU bzw. zwölf Monate bei großen Unter­
nehmen. 

Liegt der Kreditbetrag dagegen über 25 Mio. €, so erfolgt 
eine Begrenzung auf 50 % der Gesamtverschuldung oder 

54 Vgl. BMF, 9.4.2020 - IV C 4 - S 2223/19110003 :003, Tz. Iv, BStBl. I 
2020,498. 

55 Vgl. BT-Drs. 19/18105 vom 23.3.2020, 1. 
56 Darüber hinaus gewähren auch einzelne Bundesländer zusätzliche fi­

nanzielle Hilfen; vgl. hierzu beispielhaft Bayern: https:llwww.stmwi. 
bayem.de/soforthilfe-corona; Brandenburg: https:llwww.ilb.de/de/wirt 
schaft/zuschuesse/soforthilfe-corona-brandenburg; Hamburg: https:11 
www.ifbhh.de/foerderprogrammlhcs. 

57 Die Unterstützung in Fonn eines Zuschusses stellt sicher, dass der ge­
währte Betrag nicht zurückgezahlt werden muss. Da es sich um steuer­
bare Zuschüsse handelt, sind diese bei der Steuerveranlagung für die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer im kommenden Jahr gewinnwirk­
sam zu berücksichtigen; vgl. o.v., BC 2020, 154. 

58 Vgl. BMWi, Rahmeruichtlinie zur Fördemng unternehmerischen 
Know-hows vom 28.12.2015, BAnz AT 31.12.2015, B4 mit der Ergän­
zung vom 30.3.2020, BAnz AT 2.4.2020, B5. 

59 Gern. Abschn. IV, Nr. 3.1.1. der Rahmenrichtlinie zur Förderung unter­
nehmerischen Know-hows vom 28.12.2015, BAnz AT 31.12.2015, B4 
richtet sich die Definition für KMU nach den Vorgaben der Europäi­
schen Kommission; vgl. Europäische Kommission, Empfehlung vom 
6.5.2003, ABI. L 124, (2003/361/EG). 

60 Vgl. zur Antragstellung https:llfrns.bafa.delBafaFrame/unternehmens 
beratung. 

61 Basis für die nachfolgenden Kredite ist die befristete Rahmenregelung 
der Europäischen Kommission für staatliche Beihilfen zur Stützung der 
Wirtschaft infolge der Corona-Pandemie; vgl. Europäische Kommission, 
Mitteilung vom 19.3.2020, ABI. C 91 I, C(2020) 1863 final, mit der Än­
derung vom 3.4.2020, ABI. C 112 I, C(2020) 2215 final. 

62 Alle Infonnationen zum KfW-Sonderprogramm 2020 finden sich im da­
zugehörigen Faktenblatt des BMWi, abmfbar unter https:llwww.bmwi. 
delRedaktioniDElDownloadslFlfaktenblatt-kfw-sonderprogramm.pdf? 
_blob=publicationFile&v=6 sowie auf der Internetseite der KfW, ab­
mfbar unter https:llwww.kfw.delKfW-KonzemlNewsroom/Aktuelles/ 
KfW-Corona-Hilfe-Unternehmen.html. Alle nachfolgenden Konditio­
nen gelten immer pro Unternehmensgmppe, weshalb verbundene Unter­
nehmen zusammen betrachtet werden. Wann es sich um verbundene Un­
ternehmen handelt, wird von der KfW in den Merkblättern zu den ein­
zelnen Krediten aufgeführt; vgl. hierzu die angegeben Links in den Fuß­
noten 63-68. 

63 V gl. KfW, Merkblatt zum ERP-Gründerkredit - Universell, abmfbarun­
ter https:llwww.kfw.de/PDFlDownload-Center/F%C3%B6rderpro­
gramme-(Inlandsf%C3%B6rderung)/PDF -Dokumente/6000004523_M 
_75-76_Universell.pdf. Befindet sich das Unternehmen erst weniger als 
drei Jahre am Markt bzw. kann es keine zwei Jahresabschlüsse vorlegen, 
ist die Beantragung dieses Kredits nur möglich, wenn die Bank des Un­
ternehmens das volle Risiko trägt; vgl. hierzu die Angaben der KfW 
(Fn.52). 

64 Vgl. KfW, Merkblatt zum KfW-Unternehmerkredit, abmfbar unter 
https:llwww.kfw.de/Download-CenterlF%C3%B6rderprogramme-(In 
landsfOIoC3 %B6rderung)lPDF-Dokumente/6000000 188-Merkblatt-03 7 
-047.pdf. 



30 % der Bilanzsumme, wobei der höhere der beiden Werte 
maßgebend ist. 

Um die Chancen auf eine Kreditzusage für die von der Krise 
betroffenen Unternehmen zu erhöhen, hat die Km inner­
halb des Sonderprogramms eine Erhöhung ihrer Beteiligung 
am Kreditausfallrisiko vorgenommen. Für KMU übernimmt 
sie bis zu 90 % und bei großen Unternehmen bis zu 80 % des 
Risikos. Des Weiteren hat die Km den Zinssatz reduziert, 
derfür beide Kredite zwischen 1,00% und 1,46% p.a. bei 
KMU und zwischen 2,0% und 2,12% p.a. bei Großunter­
nehmen liegt. 

Innerhalb des Sonderprogramms zur Direktbeteiligung für 
Konsortialfinanzierungen65 beteiligt sich die Km an größe­
ren Investitions- und Betriebsmittelfinanzierungen anderer 
Finanzierungspartner. In Anspruch genommen werden kann 
dieses Angebot lediglich von mittelständischen und großen 
Unternehmen. Die Km übernimmt dabei bis zu 80 % des 
Kreditausfallrisikos, jedoch begrenzt auf 50% der Gesamt­
verschuldung oder 30 % der Bilanzsumme, wobei der höhere 
der beiden Werte maßgeblich ist. Der KfW"-Risikoanteil be­
trägt mindestens 25 Mio. € und ist begrenzt auf: 

25 % des Jahresumsatzes von 2019 oder 
das Doppelte der Lohnkosten von 2019 oder 
den aktuellen Finanzierungsbedarffür die nächsten zwölf 
Monate. 

Neben ihrem Sonderprogramm bietet die KfW" mit dem 
"KfW-Schnellkredit" und den Erweiterungen des ,,KfW­
Investitionskredits für kommunale und soziale Unternehmen 
- IKU' und des ,,KfW-Kredits für Wachstum" noch weitere 
Unterstützungsmaßnahmen an. 

Bei dem KfW-Schnellkredit66 handelt es sich um einen För­
derkredit :für Anschaffungen und laufende Kosten, der zu 
100 % durch eine Garantie des Bundes abgesichert ist. Eine 
Inanspruchnahme ist möglich für Unternehmen, die mehr 
als zehn Beschäftigte haben und mindestens seit Januar 
2019 am Markt sind. Zusätzlich muss in den Jahren 2017 bis 
2019 durchschnittlich ein Gewinn erzielt worden sein; bei 
Markteintritt im Jahr 2019 wird auf das Jahresergebnis abge­
stellt. Der maximale Kreditbetrag beläuft sich bei Erfüllung 
der Voraussetzungen auf 25 % des Jahresumsatzes von 2019 
und ist begrenzt auf 500 000 € bei maximal 50 Beschäftigten 
bzw. auf 800 000 € bei mehr als 50 Beschäftigten. Zu be­
rücksichtigen ist, dass der Sofortkredit bis zum 31.12.2020 
befristet ist und nicht zusammen mit dem KfW"-Sonderpro­
gramm bzw. anderen Km-Krediten sowie Instrumenten des 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds in Anspruch genommen 
werden kann. Es besteht somit ein Kumulierungsverbot, von 
dem lediglich die Soforthilfen des Bundes und der Länder 
ausgenommen sind, soweit die Förderungen zusammenge­
nommen den jeweiligen Höchstbetrag pro Unternehmen 
nicht überschreiten. 

Im Rahmen des KfW-Investitionskredits für kommunale und 
soziale Unternehmen 67 wird kommunalen Unternehmen und 
gemeinnützigen Organisationen normalerweise lediglich 
eine zinsgünstige und langfristige Finanzierung von Investi­
tionen in die kommunale und soziale Infrastruktur ermög­
licht. Befristet bis zum 30.12.2020 wird das Förderziel die­
ses Kredits jedoch erweitert, sodass auch die Finanzierung 
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von Betriebsmitteln zulässig ist. Zu beachten ist dabei, dass 
dies nur bei einer Kreditlaufzeit von vier Jahren möglich ist 
und der Kredithöchstbetrag bei maximal 50 Mio. € pro Vor­
haben liegt. 

Mit dem KfW-Kredit für Wachstum68 werden Konsortialfi­
nanzierungen69 für Investitionen und Betriebsmittel in den 
Bereichen Innovation und Digitalisierung unterstützt. Um 
Unternehmen in der aktuellen Krise stärker unterstützen zu 
können, entfällt diese Bereichsbegrenzung. Des Weiteren 
waren bisher nur Unternehmen mit einem Jahresumsatz von 
bis zu 2 Mrd. € anspruchsberechtigt, was nun auf 5 Mrd. € 
angehoben wurde. Abschließend wurde auch der Kredit­
höchstbetrag von 100 Mio. € auf 1000 Mio. € und die Risi­
koübernahme von maximal 50% auf bis zu 70% aufge­
stockt. 

b) Verbesserte Kreditkonditionen70 

Durch die von der Europäische Kommission am 3.4.2020 er­
teilte Genehmigung zur Ausweitung der Vergabe von nied­
rigverzinslichen Darlehen haben nun auch die Bundesländer 
die Möglichkeit, Kreditprogramme mit verbesserten För­
derkonditionen zu gewähren. Den Landesförderbanken ist 
es zeitweise erlaubt, ihre Konditionen an die der KfW" anzu­
passen, um so die Liquidität von Unternehmen schnell und 
zinsgünstig zu sichern. 

3. Sicherheiten 
a) Erweiterungen von Bürgschaften71 

Als weitere Maßnahme zur wirtschaftlichen Bewältigung 
der Corona-Pandemie wurden Anpassungen im Bürg­
schaftsbereich72 vorgenommen. In diesem Zusammenhang 
wurden einerseits die Bedingungen für die Vergabe von 
Bürgschaften 73 für Investitions- und Betriebsmittelfinanzie-

65 V gl. KfW, Merkblatt zum Sonderprogramm rur Konsortialfinanzierun­
gen, abrutbar unter https:llwww.kfw.de/PDF/Download-Center/ 
F%C3 %B6rderprogramme-(Inlandsf"IoC3 %B6rderung)/PDF-Dokmll 
ente/60000045 I 8_M_855 .pdf. 

66 Vgl. KfW, Merkblatt zum KfW-Schnellkredit, abrutbar unter https:11 
www.kfw.de/PDF/Download-Center/F%C3 %B6rderprogramme-(In 
landsf"IoC3 %B6rderung)IPDF -Dokumente/6000004525 _M_078.pdf. 

67 V gl. KfW, Merkblatt zum Investitionskredit rur kommunale und soziale 
Unternehmen, abrutbar unter https:llwww.kfw.de/Download-Center/ 
F%C3 %B6rderprogramme-(Inlandsf"IoC3 %B6rderung)IPDF-Dokume 
nte/6000000077-M-Kommunale-und-Soziale-Unternehmen-148.pdf. 

68 Vgl. KfW, Merkblatt ZlUll KfW-Kredit fiir Wachstmn, abrutbar unter 
https:llwww.kfw.de/PDF/Download-CenterlF%C3 %B6rderprogramm 
e-(Inlandsf"IoC3 %B6rderung)/PDF-Dokumente/600000433 LM_29 
O.pdf, sowie KfW, Information fiir Banken 11l2020, abrutbar unter 
https:llwww.kfw.de/Presse-NewsroomiAktuelles/KfW-Info_Banken-
I L2020.pdf. 

69 Demnach vergeben mindestens zwei Banken gemeinsam einen Kredit, 
lUll das Risiko der Investition zu verteilen. 

70 Vgl. Europäische Kommission, Mitteilung vom 3.4.2020, ABI. C 112 I, 
C(2020) 2215 final sowie BMF, Maßnahmenpaket fiir Unternehmen ge­
gen die Folgen des Coronavirus, Stand: 27.4.2020, abrutbar unter 
https:llwww.bmwi.delRedaktion/DE/DownloadslM-O/massnahmenpa­
ket -fuer-unternehmen-gegen -die-folgen-des-coronavirus. pdf? _blob= 
publicationFile&v=20. 

71 Basis fiir die nachfolgenden Bürgschaftserweiterungen bildet die befris­
tete Rahmenregelung der Europäischen Kommission rur staatliche Bei­
hilfen zur Stützung der Wirtschaft infolge der Corona-Pandemie; vgl. 
Europäische Kommission, Mitteilung vom 19.3.2020, ABI. C 91 I, 
C(2020) 1863 final, mit der Änderung vom 3.4.2020, ABI. C 112 I, 
C(2020) 2215 final. 

72 Vgl. zum Begriff der Bürgschaft BieglKußmaullWaschbusch, Finanzie­
rung, 3. Aufl. 2016, S. 165 ff. 

73 V gl. BMF, Maßnahmenpaket fiir Unternehmen gegen die Folgen des Co­
ronavirus (Fn. 70) sowie BMF und BMWi, Maßnahmenpaket zur Abfe­
derung der Auswirkungen des Corona-Virus, abrutbar unter https:11 
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rungen branchenübergreifend für mittelständische Unter­
nehmen und die freien Berufe bis zum 31.12.2020 ervveitert. 
Bürgschaftsbanken dürfen demzufolge aktuell Bürgschaften 
mit einem Höchstbetrag von bis zu 2,5 Mio. €, statt wie bis­
her von 1,25 Mio. €, ausgeben. Zusätzlich wurde der Anteil 
des staatlichen Bürgen an der Risikoübernahme um zehn 
Prozentpunkte erhöht, sodass die Bürgschaft nun bis zu 
90 % der Kreditsumme abdecken darf, und die Obergrenze 
für Betriebsmittel am Gesamtobligo - also der Anteil des 
Gesamtkredits, der auf die Finanzierung von Betriebsmitteln 
entfallen darf - wurde von 35% auf 50% angehoben. Die 
Entscheidung über die Vergabe einer Bürgschaft darf die 
Bank dabei bis zu einem Betrag von 250 000 € eigenständig 
und innerhalb von drei Tagen treffen. 

Des Weiteren wurde das Großbürgschaftsprogramm74 - pa­
rallele Bund-Länder-Bürgschaften -, das bisweilen nur auf 
Unternehmen in strukturschwachen Regionen beschränkt 
war, bis zum 31.12.2020 auch für Unternehmen außerhalb 
dieser Regionen geöffnet. Für solche Unternehmen ermög­
licht der Bund ab einem Bürgschaftsbedarf von 50 Mio. € 
die Absicherung von Investitions- und Betriebsmittelfinan­
zierungen mit einer Risikoübernahme von bis zu 90 %, vo­
rausgesetzt die Risikoteilung zwischen Bund und Land liegt 
bei einer Quote von 50:50. 

Zusätzlich zu diesen zwei Anpassungsmaßnahmen stellt der 
Bund bis zum 31.12.2020 staatliche Exportkreditgarantien 75 

aus, die Unternehmen vor Zahlungsrisiken im Auslandsge­
schäft schützen sollen. Mit diesen können Exportgeschäfte 
zu kurzfristigen Zahlungsbedingungen (bis 24 Monate) auch 
innerhalb der EU und in bestimmten OECD-Ländern abge­
sichert werden. 

b) Wirtschaftsstabilisierungsfonds 76 

Um die Wirtschaft während der Corona-Pandemie zu unter­
stützen, wurde am 27.3.2020 das Gesetz zur Errichtung 
eines Wirtschaftsstabilisierungsfonds, kurz Wirtschaftssta­
bilisierungsfondsgesetz - WStFG, erlassen. Mittels der Er­
richtung dieses Fonds soll befristet bis zum 31.12.2021 zur 
Stabilisierung der Realwirtschaft beigetragen werden. Als 
erstes Instrument für dieses Vorhaben sind in § 21 WStFG 
staatliche Liquiditätsgarantien77 für Schuldtitel und begrün­
dete Verbindlichkeiten von Unternehmen vorgesehen, wobei 
die Laufzeit der Garantien sowie der abzusichernden Ver­
bindlichkeiten dabei 60 Monate nicht übersteigen darf. Ins­
gesamt ist für diese Maßnahme ein Umfang von 400 Mrd. € 
vorgesehen. 

Als zweite Maßnahme sieht der Wirtschaftsstabilisierungs­
fonds in § 22 WStFG 100 Mrd. €78 für direkte Rekapitalisie­
rungen vor, die bspw. den Erwerb von Unternehmensantei­
len, Genussrechten und stillen Beteiligungen umfassen kön­
nen,79 sofern dies zur Stabilisierung des Unternehmens 
notwendig ist. 

Sowohl für die Übernahme von Garantien als auch für die 
Beteiligung an der Rekapitalisierung eines Unternehmens 
ist eine angemessene Gegenleistung zu vereinbaren. 80 

Als letzte Maßnahme ist in § 23 WStFG die Gewährung von 
Krediten bis zu einem Betrag von 100 Mrd. €81 für die KjW 

vorgesehen, um diese bei der Refinanzierung der Corona­
Programme zu unterstützen. 

In Anspruch genommen werden können die Stabilisierungs­
maßnahmen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds von Unter­
nehmen der Realwirtschaft, die sich bis zum 31.12.2019 
nicht in finanziellen Schwierigkeiten befunden haben und 
die in den letzten beiden vor dem 1.1.2020 bilanziell abge­
schlossenen Geschäftsjahren mindestens zwei der drei nach­
folgenden Kriterien erfüllt haben:82 

eine Bilanzsumme von mehr als 43 Mio. €, 
- mehr als 50 Mio. € Umsatzerlöse, 
- mehr als 249 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt. 

Zusätzlich dürfen dem Unternehmen nach § 25 Abs. 1 
Satz 1,2 und Abs. 2 Satz 1 WStFG keine anderweitigen Fi­
nanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, durch die 
Stabilisierungsmaßnahme muss eine klare eigenständige 
Fortftihrungsperspektive bestehen und das Unternehmen 
muss die Gewähr für eine solide und umsichtige Geschäfts­
politik bieten. 

4. Start-up-Unterstützung83 

Zur Unterstützung von Start-up-Unternehmen hat die Bun­
desregierung ein speziell auf diese ausgerichtetes Hilftpaket 
beschlossen, welches insgesamt 2 Mrd. € umfasst und 
schrittweise umgesetzt werden soll. Als eine Maßnahme 
sieht das Paket dabei die Stärkung von öffentlichen Wagnis­
kapitalinvestoren84 vor, indem diese zusätzliche öffentliche 
Mittel gewährt bekommen, die innerhalb einer Ko-Investi­
tion gemeinsam mit privaten Investoren für Finanzierungs­
runden von Start-ups eingesetzt werden können. Darauf auf­
bauend sieht das Hilfspaket zusätzliche Mittel für öffentliche 
Daclifondsinvestoren85 vor, damit diese Anteile von ausfal­
lenden Fondsinvestoren übernehmen können. Zudem soll 

www.bmwi.de/RedaktioniDE/Downloads/S-T/schutzschild-fuer-be 
schaeftigte-und-unternehmen.pdf?_blob=publicationFile&v=10. 

74 Normalerweise gilt das Großbfugschaftsprogramm lediglich für Unter­
nehmen, die nach der GRW-Fördergebietskarte zu einer der struktur­
schwachen Regionen gehören und die einen Bfugschaftsbedarf von min­
destens 20 Mio. € aufweisen; vgL insgesamt BMF, Maßnahmenpaket für 
Unternehmen gegen die Folgen des Coronavirus (Fn. 70) und BMWi, 
Förderprogramm Eckdaten, abrufbar unter https:llwww.foerderdaten­
bank.deIFDBIContent/DE/FoerderprogrammlBundlBMWilbuergschaf­
ten-laender-bund.htmL 

75 V gL BMF, Maßnahmenpaket für Unternehmen gegen die Folgen des Co­
ronavirus (Fn. 70). 

76 VgL nachfolgend neben dem Gesetzestext auch BT-Drs. 19118109 vom 
24.3.2020; BT-Drs. 19/18133 vom 25.3.2020 sowie ergänzend BMF, 
Maßnahmenpaket für Unternehmen gegen die Folgen des Coronavirus 
(Fn. 70) und Europäische Kommission, Mitteilung vom 22.8.2020, ABI. 
C 164, C(2020) 3156 finaL 

77 VgL BieglKußmaullWaschbusch, Finanzierung, 3. AutI. 2016, S. 168. 
78 Die Höhe der Maßnahme ergibt sich aus § 24 Abs. 1 Satz 1 WStFG. 
79 Weitere hier erfasste Rekapitalisierungsmaßnahmen finden sich in § 22 

Abs. 1 Satz 2 WStFG. 
80 VgL § 21 Abs. 1 Satz 3 und § 22 Abs. 1 Satz 3 WStFG. 
81 Die Höhe der Maßnahme ergibt sich aus § 24 Abs. 1 Satz 2 WStFG. 
82 VgL § 16 Abs. 1,2 und § 25 Abs. 1 Satz 3 WStFG. 
83 VgL BMF, Pressemitteilung vom 1.4.2020, abrufbar unter https:11 

www.bmwi.de/RedaktioniDE/Pressemitteilungenl2020/20200401-sart­
ups-bekommen-2-milliarden-euro.html; BMF und BMWi, Maßnahmen­
paket für Start-ups, Stand: 11.5.2020; abrufbar unter: https:11 
www.bmwi.de/RedaktioniDE/Downloads/S-T/start-up-schutzschild. 
pdf?_blob=publicationFile&v=4. 

84 VgL BieglKußmaullWaschbusch, Finanzierung, 3. AutI. 2016, S. 133ff., 
insb. S. 145. 

85 Bei einem Dachfonds handelt es sich um einen Investmentfonds, der in 
Anteile eines anderen Investmentfonds investiert; vgL weiterführend 
PatznerlKempf, Kommentar zum InvStG, 3. Aufl. 2015, § 10, Rn. 1. 



für junge Start-up Unternehmen, in deren Gesellschafter­
kreis keine Wagniskapitalgeber vorhanden sind, und für 
kleine Mittelständler die Finanzierung mit Wagniskapital 
und eigenkapitalersetzenden Finanzierungsformen86 er­
leichtert werden. 

Ergänzend zu diesem Maßnahmenpaket soll die Ausgestal­
tung des Zukunftsfonds für Start-ups vorangetrieben werden, 
um auch mittelfristig Unterstützung auf dem Weg aus der 
Krise zu bieten. 

5. Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen87 

Ist die sofortige Einziehung der Beiträge zur Sozialversi­
cherung trotz der Inanspruchnahme der finanziellen Hilfs­
rnaßnahmen mit erheblichen Härten verbunden, können 
diese gern. § 76 Abs.2 Satz 1 Nr. 1 SBG IV gestundet 
werden, sofern der Anspruch nicht gefahrdet wird. Diese 
Stundungsmöglichkeit wird momentan für die Beiträge 
der Monate März bis Mai 2020 vereinfacht gewährt; die 
Stundung endet mit der Fälligkeit der Juni-Beiträge. Zu­
gleich wird von Sicherheitsleistungen und Stundungszin­
sen abgesehen. 

rv. Soziale Hilfsmaßnahmen 
1. Kurzarbeitergeld88 

Allgemein ist Voraussetzung für die Auszahlung des Kurzar­
beitergeides, dass die Kurzarbeit auf Grundlage einer tarifli­
chen Regelung, einer Betriebsvereinbarung oder einer indi­
viduellen Abrede zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
angewiesen und ein erheblicher Arbeitsausfall bei der zu­
ständigen Agentur für Arbeit angezeigt wurde. Sofern zu­
dem die betrieblichen und persönlichen Voraussetzungen er­
füllt sind, wird einem schriftlichen Antrag zugestimmt. 89 

Für die Dauer der Corona-Pandemie wurde die Bundesregie­
rung nach § 109 Abs. 5 SGB III und § 11a AÜG ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung von den gesetzlichen Regelungen 
abzuweichen und dadurch einen erleichterten Zugang zum 
Kurzarbeitergeid zu ermöglichen. Erleichterungen im Rah­
men der Corona-Pandemie bestehen vom l.3.2020 bis zum 
31.12.2020 insb. in der Senkung der Mindestschwelle der 
betroffenen Arbeitnehmer von mindestens einem Drittel auf 
10% der Beschäftigten eines Betriebs oder einer Betriebsab­
teilung,90 dem Wegfall der Pflicht zum vorrangigen Einsatz 
von Minusstunden,9l der möglichen Beschäftigung von 
Leiharbeitern in Kurzarbeit sowie damit verbunden dem Be­
zug von Kurzarbeitergeid und der Erstattung der Sozialver­
sicherungsbeiträge für ausgefallene Arbeitsstunden durch 
die Arbeitsagentur an den Arbeitgeber. Zudem sollen ab 
dem vierten Monat die Kurzarbeitergeld-Sätze auf 70 % 
bzw. 77 % (mit Kindern) und ab dem siebten Monat auf 80 % 
bzw. 87 % steigen, sofern mindestens die Hälfte der regulä­
ren Arbeitszeit ausfallt.92 War der Anspruch auf Kurzarbei­
tergeid bereits bis zum 3l.12.2019 entstanden, kann die re­
guläre Bezugsdauer von zwölf Monaten93 auf 21 Monate, 
längstens bis zum 31.12.2020, verlängert werden.94 

Steuerlich ist zu beachten, dass das Kurzarbeitergeid nach 
§ 3 Nr.2 Buchst. a EStG zwar steuerfrei ist, jedoch nach 
§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG dem Progressions­
vorbehalt unterliegt. 
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2. Ausgleich für VerdienstausfälIe95 

Nach § 56 Abs. 1 IfSG wird ein Verdienstausfall auf grund 
eines Beschäftigungsverbots oder einer Quarantäne als 
Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsverdäch­
tiger oder sonstiger Träger von Krankheitserregern entschä­
digt, sofern dem Arbeitnehmer kein anderer Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls zusteht. 

Mit Wirkung zum 30.3.2020 und befristet bis zum 
31.12.2020 wurde zudem § 56 Abs. 1a IfSG eingeführt, der 
eine Entschädigung erwerbstätiger Sorgeberechtigter für 
Kinder bis zum zwölften Lebensjahr oder ältere, auf grund 
einer Behinderung auf Hilfe angewiesene Kinder, die sie 
aufgrund der Schließung selbst betreuen mussten, vorsieht. 96 
Voraussetzung ist zudem, dass keine anderweitige zumutba­
re Betreuung - bspw. durch einen anderen Elternteil oder 
eine Notbetreuung _97 möglich war und der Arbeitnehmer 
keine andere Möglichkeit hatte, die Arbeit bezahlt fortzu­
führen (bspw. Homeoffice).98 Die Entschädigung beträgt 
67% des Nettoeinkommens, maximal jedoch 2016 € pro 
Monat, und wird für maximal sechs Wochen gewährt.99 Der 
Arbeitgeber hat die Entschädigung zu zahlen, kann jedoch 
zugleich einen Antrag auf Erstattung bei der zuständigen 
Behörde stellen. loo 

3. Kinderzuschlag101 

In Abhängigkeit vom Einkommen, von den Wohnkosten, 
von der Familiengröße und vom Alter der Kinder können Fa­
milien mit kleinen Einkommen einen monatlichen Kinder­
zuschlag von bis zu 185 € für jedes zu berücksichtigende 
Kind erhalten. 102 

86 Vgl. allgemein BieglKußmaulIWaschbusch, Finanzierung, 3. Aufl. 
2016, S. 59ff. 

87 Vgl: GKV Spitzenverband, Rundschreiben 2020/197 vom 24.3.2020, 
abrufbar unter https:llwww.zdh.de/fileadminiusecuploadithemeniSo 
zial-und-Tarifj:>olitiklRundschreiben_2020/rs3820_Anlage_GKV-Stun 
dungSozbeitraege.pdf. 

88 VgL Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelun­
gen für das Kurzarbeitergeid vom 13.3.2020, BGBl. I, 493; Verordnung 
über Erleichterungen der Kurzarbeit vom 25.3.2020, BGBl. I 2020, 595; 
vgl. auch Schröter/Hanzen/Schubert, DB 2020, Nr. 13 M20. 

89 Vgl. §§ 95ff. SGB IIl. 
90 Bei den Beschäftigten muss ein Bruttoarbeitsentgeltausfall von mehr als 

10% vorliegen. 
91 Plusstunden müssen jedoch weiterhin vorrangig abgebaut werden; vgl. 

Schröter/Hanzen/Schubert, DB 2020, Nr. 13 M21. 
92 Vgl. BR-Drs. 245/20 (B) vom 15.5.2020. 
93 Vgl. § 104 Abs. I SGB III. 
94 Vgl. Verordnung über die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeid vom 

16.4.2020, BGBl. I 2020,801. Rechtsgrundlage bietet § 109 Abs. I 
Nr. 2 SGB III. 

95 Vgl. Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite vom 27.3 .2020, BGBl. I 2020, 587. 

96 Nach § 56 Abs. la Satz 3 IfSG besteht der Anspruch nicht für Zeiten, in 
denen die Schließung ohnehin auf grund der Schulferien erfolgen würde. 

97 Zumutbar ist hingegen nicht, eine Betreuung durch Risikogruppen -
bspw. Großeltern - übernehmen zu lassen; vgl. die Gesetzesbegründung 
inderBT-Drs.19/18111 vom 24.3.2020. 

98 Vorhandene Überstunden sind zudem vorrangig abzubauen. 
99 Vgl. § 56 Abs. 2 Satz 4 IfSG; am 20.5.2020 hat das Bundeskabinett eine 

Verlängerung auf 10 Wochen (20 Wochen für Alleinerziehende) be­
schlossen, abrufbar unter: https:llwww.bmas.deIDElPresselMeldungeni 
2020/entschaedigungsanspruch-verlaengert.html. 

100 Vgl. § 56 Abs. 5 IfSG. 
101 V gl. Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum 

Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister auf grund des Coro­
navirus SARS-CoV-2 vom 27.3.2020, BGBl. I 2020,575. 

102 Vgl. § 20 Abs. 3 i.V.m. § 6aBKGG. 
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Um auch Familien mit kurzfristigen Verdienstausfällen in 
Zeiten der Corona-Pandemie zu erreichen, wird vom 
1.4.2020 bis zum 30.9.2020 der Zugang zum Kinderzu­
schlag erleichtert, was mit dem so genannten Notfall­
Kinderzuschlag umgesetzt wird. Hierfür wird nicht mehr 
auf das Einkommen der letzten sechs Monate abgestellt, 
sondern nur auf das des letzten Monats vor AntragsteI­
lung; die Vermögensangaben sind nur noch in Ausnah­
mefällen notwendig. 103 Sofern bereits eine Bewilligung 
über den normalen Kinderzuschlag in der Maximalhöhe 
von 185 € vorliegt, wird dieser ohne erneute Prüfung au­
tomatisch um sechs Monate verlängert. Wird der Kinder­
zuschlag aktuell hingegen in geringerer Höhe gezahlt, 
kann ein Überprüfungsantrag gestellt werden und dieser 
ggf. zu einem Wechsel in den Notfall-Kinderzuschlag 
führen. 104 

4. Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Erwerbsfähige Personen zwischen 15 und 65 Jahren mit 
gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland können eine 
Orundsicherung für Arbeitsuchende bzw. Arbeitslosen­
geld II beantragen, sofern ihnen zu wenig Mittel zur Ver­
fügung stehen, um ihren Lebensunterhalt sicherzustel­
len. IOS 

Der Zugang zur Grundsicherung für Arbeitsuchende wurde 
gern. § 67 SGB II für den Zeitraum vom 1.3.2020 bis zum 
30.6.2020 dahingehend erleichtert, dass bei Antragstellen­
den ohne erhebliches Vermögen106 in den ersten sechs Mo­
naten auf eine Vermögensprüfung verzichtet wird. Sofern 
der Antragstellende also nur unerhebliches Vermögen be­
sitzt, wird sein Antrag bewilligt, ohne dass er sein Erspartes 
zunächst bis zu einem bestimmten Betrag aufbrauchen 
muss. Auch werden die tatsächlichen Ausgaben für Woh­
nung und Heizung in den ersten sechs Monaten als angemes­
sen anerkannt, da ein Umzug wegen zu hoher Ausgaben in 
dieser Zeit unzumutbar wäre. Falls bereits eine Bewilligung 
der Grundsicherung vorliegt, die im Zeitraum vom 
31.3.2020 bis zum 31.8.2020 endet, wird diese ohne erneu­
ten Antrag weiterbewilligt. 

5. Leistungsverweigerungsrecht und Mieter-
schutz107 

Bei Verbraucherverträgen, die ein Dauerschuldverhältnis 
begründen und vor dem 8.3.2020 abgeschlossen wurden, be­
steht bis zum 30.6.2020 ein Leistungsverweigerungsrecht, 
sofern der Verbraucher oder das Kleinstunternehmen 108 auf­
grund der Corona-Pandemie die Zahlung nicht leisten kann, 
ohne dadurch seinen bzw. den Lebensunterhalt seiner unter­
haltsberechtigten Angehörigen zu gefährden. Unter diese 
Regelungen fallen bspw. Energie-, Strom-, Wasser- oder Te­
lefonrechnungen. 

Für Mietverträge109 bestehen gesonderte Regelungen. So­
fern ein Mieter zwischen dem 1.4.2020 und dem 30.6.2020 
aufgrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie die fälli­
ge Miete nicht zahlen kann, darf der Vermieter das Mietver­
hältnis nicht kündigen. Diese Regelung bietet lediglich 
einen zeitlich begrenzten Kündigungsschutz; die Miete 
bleibt weiterhin fällig und es können ggf. auch Verzugszin­
sen anfallen. Zur Begleichung der Zahlungen aus diesem 

Zeitraum stehen dem Mieter 24 Monate zur Verfügung, so­
dass die Zahlung bis zum 30.6.2022 erfolgen muss. 

V. Insolvenzrechtliche Hilfsmaßnahmen 
1. Insolvenzantragspflicht 
Am 27.3.2020 hat der Gesetzgeber rückwirkend zum 
1.3.2020 das Covid-19-Insolvenzaussetzungsgesetz - COV­
InsAGI10 beschlossen, welches zur Unternehmensfortfüh­
rung trotz erheblicher Einschränkungen des Wirtschaftsle­
bens beitragen SOll.111 Nach § 15a InsO bzw. § 42 Abs. 2 
BOB besteht bei Zahlungsunfähigkeit1 12 oder Überschul­
dung1l3 bestimmter Schuldnerl14 grundsätzlich eine Pflicht 
zur Stellung eines Insolvenzeröffnungsantrags. 

Gern. § 1 Satz 1 COVlnsAG wird diese Antragspflicht für 
alle Unternehmen vorübergehend bis zum 30.9.2020115 

ausgesetzt. Voraussetzung für die Anwendung dieser Son­
derregelung ist jedoch, dass die Insolvenzreife auf den Fol­
gen der Corona-Pandemie beruht und Aussichten auf eine 
Beseitigung der bestehenden Zahlungsunfähigkeit bestehen; 
von Gesetzes wegen folgt aus § 1 Satz 3 COVlnsAG eine 
Vermutung für das Vorliegen beider Merkmale, sofern der 
Schuldner bis zum 31.12.2019 nicht zahlungsunfähig war. 116 

103 V gL § 20 Abs. 6 BKGG. Zur Überprüfung des Anspruchs aufKinderzu­
schlag steht auf der Seite der Arbeitsagentur der so genannte KiZ-Lotse 
zur Verfügung; vgL https:llwww.arbeitsagentur.de/familie-und-kinder/ 
kiz-Iotse. 

104 V gL § 20 Abs. 7 BKGG. 
105 Der Anspruch auf Grundsicherung kann mit dem digitalen Lotsen der 

Arbeitsagentur geprüft werden; vgl. https:llwww.arbeitsagentur.delm! 
corona-grundsicherung/. 

106 Der Begriff des erheblichen Vermögens wird entsprechend den Verwal­
tungsvorschriften zu § 21 WoGG, Ziffer 21.37 ausgelegt. Demnach darf 
die Summe des sofort verwertbaren Vermögens (bspw. Barmittel, Giro­
konto, Schmuck, Aktien) 60000 € für das erste zu berücksichtigende 
und 30000 € für jedes weitere zu berücksichtigende Haushaltsmitglied 
nicht übersteigen; vgL BMAS, Antworten zur Sozialhilfe/Sozial-schutz­
Paket (SGB XII), Stand: 9.4.2020, abrufbar unter https:llwww.bmas.del 
DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/Fragen-und-Antworten/Fra 
gen-und-Anworten-zugang-sgb 12/faq-zugang-sgb 12.htmL 

107 V gL Gesetz = Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zi­
vil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27.3.2020, BGBL I 2020, 
569. 

108 Dieses bestimmt sich gern. Art. 3 Abs. 3 der Empfehlung der Kommis­
sion vom 6.5.2003, ABI. L 124, S. 36. Demnach müssen weniger als 
zehn Personen beschäftigt sein und der Jahresumsatz darf2 Mio. € nicht 
überschreiten. 

109 Hierunter fallen auch Pachtverträge. 
110 V gL Gesetz = Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im 

Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27.3.2020, BGBL I 
2020,569. 

111 V gL Römermann, in: N erlichlRömermann (Hrsg.), Kommentar zur 
InsO, Stand: März 2020, § I COVInsAG, Rn. 4. 

112 Gern. § 17 Abs. 2 Satz 1 InsO ist ein Schuldner zahlungsunfamg, wenn 
er nicht in der Lage ist, seine fälligen Zahlungspflichten zu erfüllen. Die 
drohende Zahlungsurrfähigkeit stellt zwar ebenfalls einen Eröffnungs­
grund dar, begründet jedoch noch keine Pflicht zur AntragsteIlung; vgL 
Drukarczyk, in: Stürner/EidenmüllerlSchoppmeyer (Hrsg.), Müuchener 
Kommentar zur InsO, 4. Aufl. 2019, § 18, Rn. 2. 

113 Nach § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO ist ein Schuldner überschuldet, wenn sein 
Vermögen die bestehenden Verbindlichkeiten nicht mehr decken kann, 
es sei denn, die Untemehmensfortfiihrung ist nach den Umständen über­
wiegend wahrscheinlich. 

114 VgL hierzu näher § ISa InsO und § 42 BGB sowie Klöhn, in: Stümerl 
EidenmüllerlSchoppmeyer (Hrsg.), Müuchener Kommentar zur InsO, 
4. Aufl. 2019, § ISa, Rn. 48 ff.; Leuschner, in: Säcker u. a. (Hrsg.), Müu­
chener KommentarzumBGB, 8. Aufl. 2018, § 42, Rn. 26f. 

115 Nach § 4 COVInsAG erhält die Bundesregierung eine Verordnungser­
mächtigung zur Verlängerung der §§ I und 3 COVInsAG bis höchstens 
zum 31.3.2021, wenn ihr dies bei fortbestehender Nachfrage geboten er­
scheint. 

116 Zu den Hintergründen dieser Vermutungsregel und insb. des in diesem 
Zusammenhang gewählten Stichtags bzw. Kriteriums der Zahlungsunfä-



Handelt es sich bei dem Schuldner um eine natürliche Per­
son, so verbietet § 1 Satz 4 COVInsAG eine Versagung der 
RestschuldbeJreiung, falls sich diese auf die Verzögerung 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens zwischen dem 
1.3.2020 und dem 30.9.2020 stützt. 

2. Organhaftung und Insolvenzanfechtung 
§ 2 COVInsAG enthält weitere Maßnahmen, die der Fort­
führung eines Unternehmens und der Beseitigung seiner In­
solvenzlage dienen sollen. 1l7 So wird in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
COVInsAG die Haftung der Organmitglieder nach den im 
Gesetzestext aufgeführten Vorschriften (bspw. § 64 Satz 2 
GmbHG) ausgeschlossen; Zahlungen, die im ordnungsge­
mäßen Geschäftsgang erfolgen, werden diesbezüglich als 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge­
schäftsleiters für vereinbar erklärt. 

In den Nr. 2-4 des § 2 Abs. 1 COVInsAG finden sich da­
rüber hinaus auch Einschränkungen der Regelungen zur 
InsolvenzanJechtung. 1l8 Nr. 2 bestimmt bspw., dass im 
Aussetzungszeitraum neu gewährte Kredite und damit zu­
sammenhängende Sicherheitsbestellungen nicht nach 
§§ l29ff. InsO anfechtbar sind. ll9 § 2 Abs. 1 Nr.3 COV­
InsAG bestimmt, dass Kreditgewährungen und Besiche­
rungen während der Aussetzung der Insolvenzantrags­
pflicht nicht als sittenwidriger Beitrag zur Insolvenzver­
schleppung anzusehen sind. 120 In Nr. 4 werden 
abschließend noch Rechtshandlungen, die einem Anderen 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt bzw. ermög­
licht haben und die dieser beanspruchen konnte, sowie 
weitere Tatbestände121 als nicht anfechtbar erklärt. Insge­
samt soll durch diese Regelung die Anfechtung von kon­
gruenten Deckungen122 oder Bereicherungen de facto aus­
gesetzt werden. 123 

3. Gläubigeranträge 
§ 3 COVInsAG sieht abschließend noch eine Einschrän­
kung bei Gläubigerinsolvenzanträgen vor. Dem Wortlaut 
des Gesetzes zufolge darf ein zwischen dem 28.3.2020 
und dem 28.6.2020 gestellter Insolvenzantrag eines Gläu­
bigers nur dann zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
führen, wenn der Eröffnungsgrund bereits am 1.3.2020 
vorlag. 

VI. Fazit 
Die dargestellten Maßnahmen zielen auf eine Stabilisie­
rung der Wirtschaft und Sicherung der finanziellen Exis­
tenz der Bürger ab. Dabei werden in den vier aufgegrif­
fenen Bereichen jeweils unterschiedliche Ansatzpunkte 
verfolgt. Steuerlich sollen die Liquidität der Steuerpflich­
tigen geschont, der Verwaltungsaufwand verringert, eine 
Benachteiligung aus Gründen des Infektionsschutzes ver­
mieden sowie finanzielle Anreize gesetzt werden. Dane­
ben können selbstverständlich . auch in Zeiten der Coro­
na-Pandemie bereits bestehende steuerliche Regelungen 
vorteilhaft genutzt werden. 124 Finanziell hat die Bundes­
republik zur Stärkung der Liquidität betroffener Unter­
nehmen und zur Sicherung des Unternehmensbestandes 
massive Mittel mobilisiert. In zahlreichen sozialen Berei­
chen wurde die staatliche Unterstützung ausgedehnt, um 
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Arbeitsplätze sowie die finanzielle Existenz betroffener 
Personen abzusichern. Zudem konnten auf grund der ho­
hen Bedeutung des Insolvenzrechts in Zeiten der Corona­
Pandemie auch hier erhebliche Erleichterungen erreicht 
werden. 

Insgesamt sind die schnellen Reaktionen der Bundesre­
gierung auf die aktuelle außergewöhnliche Lage zu be­
grüßen. Nach Meinung vieler gehen diese Maßnahmen 
allerdings noch nicht weit genug, um die Folgeschäden 
abfangen zu können. 125 Zudem ist zu konstatieren, dass 
es für den Rechtsanwender sehr mühsam ist, sich einen 
vollumfanglichen Überblick zu verschaffen, da die einzel­
nen Maßnahmen in kleine Pakete zerstückelt und zum 
Teil nur sehr oberflächlich bzw. rudimentär abgearbeitet 
wurden. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass der vorliegen­
de Beitrag ausgewählte Maßnahmen bis zum 24.4.2020 
berücksichtigt. Aufgrund der Schnelllebigkeit in der aktu-

higkeit vgl. Hirte, in: Uhlenbrock, Kommentar zur InsO, speziell zum 
Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Covid-19-Pandemie, hrsg. von 
HirteNallender, 15. Aufl. 2020, § I COVInsAG, Rn. 22 ff.; Römermann, 
in: NerlichIRömermann (Hrsg.), Kommentar zur InsO, Stand: März 
2020, § I COVInsAG, Rn. 36 ff. 

117 Vgl. Römermann, in: NerlichIRömermann (Hrsg.), Kommentar zur 
InsO, Stand: März 2020, § 2 COVInsAG Rn. 1. 

118 Vgl. EY, Newsletter vom 27.3.2020 zur vorübergehenden Aussetznng 
der Insolvenzantragspflicht, abrufbar unter https://emeia.ey-vx.comJ 
660/69822/landing-pages/enl-2020-kwI3-art5.asp?sid=229d9a68-49d4 
-4246-9216-8a7328842085. 

119 Vgl. Römermann, in: NerlichIRömermann (Hrsg.), Kommentar zur 
InsO, Stand: März 2020, § 2 COVInsAG, Rn. 37. 

120 Nach § 2 Abs. 3 COVInsAG finden die Regelungen des Abs. I Nr. 2 und 
3 derselbigen Vorschrift auch auf Kredite oder Besicherungen Anwen­
dung, die erst nach dem Aussetznngszeitraum gewährt werden, sofern 
die Gewährung von der KfW oder einer vergleichbaren Institution im 
Rahmen eines staatlichen Hilfsprogramms anlässlich der Corona-Pande­
mie erfolgt. 

121 V gl. die Auflistung in Satz 2 Buchst. a-e. 
122 Kongruent bedeutet allgemein, dass etwas deckungsgleich bzw. überein­

stimmend ist; vgl. insgesamt auch Borries/Hirte, in: Uhlenbrock, Kom­
mentar zur InsO, hrsg. von HirteNallender, 15. Aufl. 2019, § 130, Rn. 5. 

123 Vgl. Römermann, in: Nerlich/Römermann (Hrsg.), Kommentar zur 
InsO, Stand: März 2020, § 2 COVInsAG, Rn. 61. 

124 Die Versorgung von kranken Menschen durch Ärzte oder Pfleger (auch 
im Ruhestand) zählt zu den nach § 3 Nr. 26 EStG begünstigten Tätigkei­
ten, für die der Übungsleiterfreibetrag greift. Sofern die übrigen Voraus­
setzungen errullt sind, bleiben die Einnahmen aus allen begünstigten Tä­
tigkeiten bis zu einem Betrag von 2400 € im Kalendeljahr steuerfrei; 
vgl. BMF, FAQ "Corona" Steuern (Fn. 2). Bei Anwendung der I %-Re­
gelung rur den Firmenwagen empfiehlt sich die Überlegung, ob für das 
Jahr 2020 die Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten zwischen Woh­
nung und Arbeitsstätte mit 0,002 % der Monatspauschale in Höhe von 
0,03 % vorzuziehen wäre; vgl. § 4 Abs. 5 Satz I Nr. 6 Satz 3 EStG. Leis­
tet ein Steuerpflichtiger Aufwendungen, um dadurch sein unternehmeri­
sches Ansehen zu steigern (Sponsoring), sind diese Aufwendungen 
grundsätzlich zum Betriebsausgabenabzug zugelassen. Werden Auf­
wendungen rur Betroffene der Corona-Pandemie geleistet, sind auch 
diese beim sponsernden Steuerpflichtigen abziehbar, wenn darauf öf­
fentlichkeitswirksam aufmerksam gemacht wird; vgl. BMF, 9.4.2020-
IV C 4 - S 2223119/10003 :003, Tz. IV; BStBl. I 2020, 498 sowie grund­
legend BMF, 18.2.1998 - IV B 2 - S 2144 - 40/98 IV B 7 - S 0183 -
6298, BStBl. I 1998,212. Sofern es sich bei bestimmten Zuwendungen 
um Schenkungen handelt, ist zu prüfen, ob die Voraussetznngen für eine 
Steuerbefreiung gern. § 13 ErbStG (insb. Abs. I Nr. 16 und 17) vorlie­
gen; vgl. BMF, 9.4.2020 - IV C 4 - S 2223119110003 :003, Tz. IX, 
BStBl. I 2020,498. 

125 Vgl. beispielhaft Bundessteuerberaterkammer und Wirtschaftsprüfer­
kammer, abrufbar unter https://www.bstbk.de/downloadslbstbk/presse­
und-kommunikationistellungnahmenIBStBK_2020-04-06_Corona-Kri 
se_9-Punkt-Plan_BStBK_ WPK.pdf.; Quardt, Beihilfen in der Corona­
Krise - Welche Probleme zeigen sich in der Praxis?, abrufbar unter 
https:/lbeihilfen-blog.eulbeihilfen-in-der-corona-krise-welche-proble 
me-zeigen-sich-in-der-praxis. 



1 72 StB Heft 6 . Juni 2020 

ellen Situation ist angeraten, sich über die neuesten Ent­
wicklungen fortlaufend zu informieren. Beispielsweise ist 
hier auf zwei weitere wichtige Vorhaben der Bundesregie­
rung hinzuweisen, deren Umsetzung zeitnah erwartet wer­
den darf: 

In der Gastronomie soll vom 1.7.2020 bis zum 30.6.2021 
auch für Restaurationsleistungen - dem Verzehr vor 
Ort - der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % Anwen­
dung finden. 126 

Beim Arbeitslosengeld I soll die Bezugsdauer um drei 
Monate verlängert werden, falls der Anspruch zwischen 
dem 1.5.2020 und dem 31.12.2020 enden würde. 127 

126 Vgl. BR-Drs. 221120 vom 7.5.2020, die auch eine Verlängerung der 
Übergangsregelung zu § 2b UStG, eine Steuerbefreiung von Zuschüssen 
zum Kurzarbeitergeid sowie eine Verlängerung der Rückwirkungszeit­
räume in S 9 Satz 3 und S 20 Abs. 6 Satz 1 w1d 3 UmwStG vorsieht. 

127 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 23.4.2020, Große Koalition will Kurzar­
beitergeid erhöhen, abrufbar unter https://www.sueddeutsche.de/politik/ 
coronavirus-kurzarbeit-mehrwertsteuer-1.4885782; inzwischen umge­
setzt durch BR-Drs. 245/20 (B) vom 15.5.2020. 
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Taxtechs: Chancen und Risiken für Steuerberater 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie treiben die in­
ternen Digitalisierungsbemühungen in Steuerkanzleien 
mit Höchstgeschwindigkeit voran. Aber auch außerhalb 
der eigenen Kanzleiwände tut sich einiges auf dem 
Markt, was Steuerberater im Blick behalten sollten. Hier 
versucht der vorliegende Artikel Licht ins Dunkle zu 
bringen. Er beleuchtet Technologie-Startups in der Steu­
erbranche, die so genannten Taxtechs, die mithilfe neus­
ter Technik klassische Geschäftsfelder umwälzen wollen: 
Neue Konkurrenz oder nützliche Helfer? Abschließend 
werden zwei Thesen aufgeworfen, die sich mit den Kon­
sequenzen der technologischen Veränderungen für Steu­
erkanzleien beschäftigen und aufzeigen, was jetzt not­
wendig ist, um zukünftig weiterhin erfolgreich beraten 
zu können. 

I. Einleitung 
Rückblick ins Jahr 2015: An Hauptbahnhöfen und U-Bahn­
stationen des Landes tauchen mehr und mehr Plakatwerbun­
gen auf mit Slogans wie "Die Bank in deiner Hosentasche", 
"Nicht die Bank deines Opas" oder "Bankfilialen sind 
sooooooooooooo 90er.", immer flankiert mit dem Hashtag: 

#nobullshit. Erinnern Sie sich? Die Rede ist von der Ge­
burtsstunde des wertvollsten deutschen Finanz-Start-ups 
N26. Das heute mit 3,5 Milliarden € bewertete Unternehmen 
gab den Startschuss rur eine Revolution in der Finanzbran­
che. 1 Die so genannten Fintechs, aus dem englischen rur fi­
nancial technology, nutzten neue technologische Entwick­
lungen, um innovative Finanzinstrumente und -dienstleis­
tungen anzubieten. Das alles smart und sexy per App. Die 
noch immer in den Nachwehen der Finanzkrise liegende 
Bankenbranche war irritiert, kämpfte, kooperierte und ar­
rangierte sich. Heute gibt es neben dem klassischen Banken­
geschäft zahlreiche Fintechs in den Bereichen Versicherun­
gen, Anlage und Vorsorge, Finanzierung und Beratung. 
Aber nicht nur die Finanzbranche wurde ins Visier genom­
men. Neue Technologien, die häufig unter dem Konglome­
rat der künstlichen Intelligenz zusammengefasst werden, 
sind in fast allen Lebensbereichen anzutreffen: Verkehr, Me­
dizin, Wohnen, Immobilien, Recht und selbst vor der Liebe 
wird nicht halt gemacht. So bedient sich parship.de bei-

Schlenk, C, & Hunter, J, N26 machte 2018 43 Millionen Euro Umsatz­
Verlust verdoppelte sich, abrufbar unter https://financefwd.com/de/n26-
bilanz! abgerufen (abgerufen: 4.2.2020). 




